
Beschluss:             
                             
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, fristwahrend Widerspruch gegen die 
Anordnungsverfügung des Landesverwaltungsamtes vom 11. März 2015 - Az. 206.5.3-46106 MI 
02/13 – einzulegen. 
 
 
 
      
 
 
 
 


